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Rülke: ‚Nils im Glück‘verspielt seinen Reichtum

Trotz Rekordeinnahmen des Landes weder Schuldentilgung noch Pensionsrückstellungen - In der
Landtagsdebatte zur dritten Lesung des Staatshaushaltsplans 2012 hat der Vorsitzende der FDP-
Landtagsfraktion, Dr. Hans-Ulrich Rülke, Finanzminister Nils Schmid mit der Märchenfigur „Hans im
Glück“ verglichen. Hans hatte für seine Dienste einen Klumpen Gold geschenkt bekommen und sich mit
seinem Schatz auf den Heimweg gemacht. Unterwegs hatte er aber so ungeschickt agiert, dass er am
Ende alles verloren hatte und mit leeren Händen da stand. „Nils im Glück“ werde es ebenso ergehen, so
Rülkes Prognose. Der wesentliche Unterschied zwischen Hans und Nils sei aber der, dass Hans etwas
geleistet habe, während Nils nichts dazu könne, dass es ihm die mit Abstand höchsten Steuereinnahmen
aller Zeiten in seinen Geldspeicher hineinregne.

Immerhin habe das Land im Jahre 2012 an prognostizierten Steuereinnahmen 29 Milliarden Euro zur
Verfügung. Im Vergleich dazu muteten die 26,7 Milliarden aus dem Jahre 2008 fast schon bescheiden
an. Damals hatten CDU und FDP ebenfalls einen ausgeglichenen Landeshaushalt vorgelegt. Wenn Grün-
Rot nun weder einen Cent tilge noch den Kurs der Vorgängerregierung, nämlich Pensionsrückstellungen
für die Landesbeamten, verstärke, sei erkennbar, dass für Finanzminister Schmid
Haushaltskonsolidierung ein Fremdwort sei. „Wie ‚Hans im Glück‘ wird ‚Nils im Glück‘ am Ende alles
durchgebracht haben“, so Rülke wörtlich.Damit nicht genug erhöhe die neue Landesregierung noch die
Grunderwerbssteuer um mehr als 350 Millionen zu Lasten junger Familien, mittelständischer
Personengesellschaften, bei denen Immobilien Teil des Betriebsvermögens seien und
zuwanderungswilliger Fachkräfte.Die Chance zur Konsolidierung habe man verstreichen lassen.
Ministerpräsident Kretschmann habe stattdessen für den nächsten Doppelhaushalt eine Kommission
angekündigt, die Konsolidierungsvorschläge einbringen solle. „Wenn Du nicht mehr weiter weißt, so
gründe einen Arbeitskreis“, dieses Sprichwort gelte auch für Kretschmanns Vorschläge zur Reform des
Länderfinanzausgleichs. Hier sei genug geredet, die FDP wolle nun endlich Taten sehen, das heißt mit
Hessen und Bayern zusammen eine Klage vor dem Bundesverfassungsgericht. Möglicherweise spiele
Kretschmann auf Zeit, weil er damit rechne, dass seine Regierung Baden-Württemberg in den nächsten
Jahren in den Status eines Nehmerlandes hineinwirtschafte, mutmaßt Rülke.Auch von der Aufnahme der
Schuldenbremse und der Landeshaushaltsordnung in die Landesverfassung wolle Kretschmann nichts
mehr wissen. Als Oppositionspolitiker habe der heutige Ministerpräsident dies stets - so glühend wie ihm
das eben möglich sei - gefordert. Als Regierungschef ducke er sich nun prinzipiell weg, wenn er mit
diesen Versprechungen konfrontiert werde.Ganze Scharen von grünen und roten Parteigängern seien
hingegen auf neugeschaffenen und hochdotierten Posten in der Landesverwaltung für ihre politische
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Treue belohnt worden, so Rülke. Dafür gehe man dem kleinen Beamten an die Besoldung und die
Beihilfe. Die Regierung verfahre dabei wie ein Alkoholiker, der seinen Kindern ans Sparschwein geht, um
für sich selbst Schnaps kaufen zu können.Insbesondere der ländliche Raum müsse die Zeche für die
grün-rote Ideologie begleichen, so Rülke weiter. Um Prestigeprojekte wie die sogenannte
Gemeinschaftsschule und Fahrradwege finanzieren zu können, werde am Straßenbau gespart, eine
unausgegorenen Polizeireform übers Knie gebrochen und den Menschen ein Nationalpark
aufgezwungen, den keiner wolle.Zur Energiewende höre man nur immer: Windrad, Windrad, Windrad!
Selbst mit zehn Prozent Windenergie, wie die optimistische Prognose der Landesregierung lautet, könne
man nicht 52 Prozent Kernenergie ersetzen. Verbraucher und Wirtschaft im Südwesten hätten
mittlerweile die Befürchtung, dass eine sichere und bezahlbare Energieversorgung künftig nicht mehr
gesichert sei. Die Antworten der Regierung auf diese Herausforderung gebe es nicht.Die Behauptung des
Ministerpräsidenten aus der Vorwoche, die Opposition habe keine Sparvorschläge zu bieten, führte Rülke
zu der Frage, ob dafür Hörstörungen oder Konzentra-tionsschwächen auf der Regierungsbank
verantwortlich seien. Deshalb zählte der FDP-Fraktionschef nochmals alle Sparvorschläge seiner Fraktion
im Detail auf:• Verzicht auf Neustellen in den Ministerien und der Landesverwaltung• Verzicht auf
Abschaffung der Studiengebühren• Fortführung des Stellenabbauprogramms in der Landesverwaltung•
Einführung flexibler Lebensarbeitszeitkonten für die Staatsdiener• Auflösung einer hunderte Millionen
schwerer sogenannten Sanierungsrücklage, die der Regierung als schwarze Kasse für einzelne Wohltaten
diene• Verzicht auf das Prestigeprojekt Gemeinschaftsschule• Verzicht auf ein millionenschweres
wirkungsloses Programm gegen die Langzeitar-beitslosigkeit• Verzicht auf ein völlig verkorkstes und
wirkungsloses ‚-zig‘ Millionenprogramm zur Mietwohnraumförderung• Veräußerung der EnBW-Anteile an
Stadtwerke und regionale Energieerzeuger• Mittelfristige Veräußerung der Landesanteile an der
LBBW.„‚Hans im Glück‘ war am Ende pleite. ‚Nils im Glück‘ wird es ebenso ergehen. Unser Land ist mit
diesem Haushalt ‚Baden-Württemberg im Pech‘. Deshalb lehnen wir ihn auch vehement ab“, so Hans-
Ulrich Rülke abschließend.


